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INTERGLOBAL

Kolumbien

Der Frieden ist nicht links
David Graaff

Die Wandlung der Guerilla Farc in 
eine politische Partei führt nicht 
zur Stärkung der kolumbianischen 
Linken. Statt dessen nehmen die 
Streitigkeit auch innerhalb der 
verschiedenen Spektren zu.

Timoleón Jiménez ist Geschichte. 
Der ehemalige Oberkommandierende 
der ältesten und größten noch aktiven 
Guerilla Lateinamerikas tritt nun im-
mer häufiger unter seinem zivilen Na-
men Rodrigo Londoño auf. Denn das 
Friedensabkommen zwischen den 
Farc und der kolumbianischen Regie-
rung (woxx 1391) ist unterzeichnet, der 
Kongress muss in den kommenden 
Wochen die vertraglichen Vereinba-
rungen in Form von Gesetzen und 
Verfassungsänderungen ratifizieren.

In diesen Tagen beginnt die auf 
sechs Monate angelegte Demobili-
sierung der etwa 6.600 Kämpfer und 
einer noch nicht bekannten Zahl an 
Milizionären. Parallel dazu werden 
die Farc allmählich politisch insti-
tutionalisiert. Von Aufbruchsstim-
mung in der Linken ist jedoch nichts 
zu spüren, auch wenn die Existenz 
der Guerilla lange als Grund für die 
Schwäche dieser Linken galt, weil 
sie insgesamt unter der Repression 
und Stigmatisierung litt. Vielmehr 
sorgt die Umwandlung der Guerilla in 
eine legale politische Kraft für heftige 

Auseinandersetzungen, an denen die 
bislang einzige linke Partei im Parla-
ment, der „Polo Democratico“ (PD), 
wieder einmal zu zerbrechen droht. 
Die Sammelpartei besteht aus ehe-
maligen Maoisten, Sozialdemokraten, 
Kommunisten und vielen anderen 
Fraktionen. Sie hält insgesamt acht 
Kongresssitze.

Anlass für die Konflikte war der in 
Hemd und Sakko gekleidete Rodrigo 
Londoño, der Anfang Dezember in 
seiner Rede anlässlich der Unterzeich-
nung des über vier Jahre in Havanna 
ausgehandelten Friedensvertrages für 
die nächste Legislaturperiode von 
2018 bis 2022 eine Übergangsregie-
rung vorschlug. Diese solle „aus allen 
politischen Kräften und gesellschaftli-
chen Gruppen bestehen, deren grund-
legendes Ziel die vollständige Erfül-
lung der Vereinbarung von Havanna 
ist“.

Bei den Gesprächen hatten sich 
die Farc mit der Regierung unter an-
derem auf eine Agrarreform zur Stär-
kung von Kleinbauern und auf eine 
Verbesserung der politischen Teilhabe 
verständigt. Zugleich wurden den Farc 
für die kommenden zwei Legislatur-
perioden acht Kongresssitze zugespro-
chen, für die sie sich nicht zur Wahl 
stellen müssen.

Das von zahlreichen Fraktionen 
der parlamentarischen wie der au-

ßerparlamentarischen Linken kriti-
sierte wirtschaftsliberale Wirtschafts-
modell der aktuellen Regierung, das 
auf Ausbeutung von Rohstoffen und 
Stärkung der Agrarindustrie basiert, 
war bei den Verhandlungen kein The-
ma. Gleichwohl sehen die Farc auch 
Repräsentanten dieser Regierung mit 
ein, deren Vorsitzender und Staats-
präsident Juan Manuel Santos 2018 
abdankt. Geteilt wird die Sicht der 
Farc auch von mehreren Mitgliedern 
des PD, darunter dessen ehemalige 
Parteivorsitzende Clara López, die von 
Santos zur Arbeitsministerin berufen 
worden war. Ebenfalls mit im Bunde 
ist der bekannte Senatsabgeordnete 
Iván Cepeda.

Den Farc wurden für 
die kommenden zwei 
Legislaturperioden 
acht Kongresssitze 
zugesprochen, für die 
sie sich nicht zur Wahl 
stellen müssen.

Doch auch die Dachorganisation 
für soziale Bewegungen, „Marcha 
Patriótica“, die der Guerilla nahe-
steht, konnte sich für den Plan einer 
Einheitsregierung erwärmen, eben-

so wie die Kommunistische Partei. 
Vertreter der „Marcha Patriótica“, in 
der Menschenrechtler, Basisgewerk-
schafter, Studierende und vor allem 
Kleinbauernverbände organisiert 
sind, machen keinen Hehl daraus, 
dass ihre Organisation langfristig als 
politische Partei in die Institutionen 
strebt.

„Wir sollten uns nicht täuschen“, 
sagt Iván Cepeda. Er betont im Ge-
spräch mit der woxx die historische 
Bedeutung des Erreichten. „Beide 
Seiten haben die Quadratur des Krei-
ses geschafft.“ Mit Blick auf die ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Veränderungen im Land stehe man in 
der Phase, die nun auf den Konflikt 
folgt, nicht im grundsätzlichen Wider-
spruch zu den von Santos vertretenen 
Teilen der Gesellschaft, die den Frie-
denskurs mitgetragen hätten. Der po-
litische Gegner sei vielmehr die vom 
ehemaligen Präsidenten Álvaro Uribe 
vertretene extreme Rechte, die an ih-
rer oft nur regionalen Macht festhält 
und sich den in Havanna beschlos-
senen Reformen widersetzt. Dass sie 
dabei auch vor Allianzen mit para-
militärischen Gruppen nicht zurück-
schreckt, ist in Kolumbien hinlänglich 
bekannt. Die Zahl der Attentate auf 
Linke und Menschenrechtler ist in 
den vergangenen Wochen deutlich 
gestiegen.
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Doch längst nicht alle Mitglieder 
des PD sind von einer Einheitsregie-
rung unter Beteiligung der aktuellen 
Regierung begeistert. Jorge Robledo, 
der populärste Senatsabgeordnete 
der Partei, ist ein scharfer Kritiker der 
Regierung Santos, von der er sich auf 
keinen Fall vereinnahmen lassen will. 
„Das Programm dieser Übergangsre-
gierung wird genauso neoliberal ge-
prägt sein, plus die Vereinbarungen 
von Havanna, die wir als Maßnahme 
unterstützen, den bewaffneten Kampf 
zu überwinden, die aber nicht die 
übrigen Probleme der Kolumbianer 
lösen“, sagte er der Tageszeitung „El 
Tiempo“.

Robledo ist in der Linken für sei-
ne Prinzipientreue bekannt, wegen 
seines Einsatzes für nationale Wirt-
schaftsinteressen – der Arbeitnehmer 
ebenso wie der Unternehmer – aber 
auch umstritten. Nicht selten ist Rob-
ledo mit der Rechten um Uribe einer 
Meinung, die zum Teil die Interessen 

der traditionellen regionalen Unter-
nehmer wie der Viehzüchter und 
Zuckerindustriellen vertritt. Bei der 
Beteiligung an einer Übergangsregie-
rung, so heißt es aus dem Umfeld 
Robledos, würde man der Rechten 
dieses Feld überlassen und in dem 
vermeintlichem Hauptwiderspruch 
zwischen Freunden und Gegnern 
des Friedens an politischem Profil 
verlieren.

Mit der Berufung von López ins 
Arbeitsministerium hat Santos den 
Zwist in der Partei noch weiter beför-
dert. Ihr Amt durfte López ausdrück-
lich nicht im Namen ihrer Partei an-
treten. Vorige Woche musste sie dann 
per Dekret den Mindestlohn für das 
kommende Jahr festlegen, nachdem 
sich Gewerkschaften und Unterneh-
merverbände nicht hatten einigen 
können. Die Steigerung um sieben 
Prozent lag nur geringfügig über dem 
Angebot der Arbeitgeber und nur 1,5 
Prozent über der Inflationsrate. Ar-

beitnehmervertreter und Parteigenos-
sen zürnten.

Hinzu kommt für Skeptiker einer 
Übergangsregierung, dass in einem 
Bündnis mit den Farc viel von deren 
schlechtem Image auf die Linke ab-
färben könnte. Zwar konnte die Gue-
rilla ihr Ansehen in der Bevölkerung 
Umfragen zufolge dank einer Image-
kampagne und des erfolgreichen Ab-
schlusses der Friedensverhandlungen 
etwas verbessern. Dennoch ist es 
gerade die von der kolumbianischen 
Linken lange Zeit vernachlässigte 
städtische Arbeiterklasse, die nichts 
mit der sich nun demobilisierenden 
Guerilla anfangen kann. Dazu haben 
die Farc mit Entführungen, Bomben-
attentaten und ihrer Beteiligung am 
Drogenhandel ebenso beigetragen 
wie ihre politischen Gegner und die 
Medien, die dem bewaffneten Kampf 
der Guerilla über Jahrzehnte die Be-
rechtigung absprachen. Gemeinsam 
hat die gesamte kolumbianische Lin-

ke nur eines: Die Abschaffung des 
Kapitalismus ist nicht Teil ihres politi-
schen Programms.

David Graaff arbeitet als freier Journalist in 
Kolumbien und berichtet aus Medellín.

Drängen ins 
kolumbianische Parlament: 

Die AktivistInnen der 
Dachorganisation für 
soziale Bewegungen, 
„Marcha Patriótica“. 
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Nächste Woche:

Putins Machtpoker

Fallende Ölpreise, gescheiterte 
Diversifizierung: Nicht nur die 
ökonomische Situation der Rus-
sischen Föderation ist desaströs. 
Die Rückkehr zu Religion und zu 
imperialer Größe sollen das än-
dern, so Putins Versprechen an 
die Bevölkerung. Zugleich richtet 
er das Land strikt auf eine auto-
ritäre Herrschaft aus.
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